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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

 
 Beschlüsse des Ausschusses 

Gesetz zur Änderung des 
Ausführungsgesetzes NRW 

Glücksspielstaatsvertrag 
 

 Gesetz zur Änderung des 
Ausführungsgesetzes NRW 

Glücksspielstaatsvertrag 

Artikel 1 
 
Das Ausführungsgesetz NRW Glücksspiel-
staatsvertrag vom 13. November 2012 (GV. 
NRW. S. 524), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GV. NRW. 
S. 772, ber. S. 1102) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 1 
 
Das Ausführungsgesetz NRW Glücksspiel-
staatsvertrag vom 13. November 2012 (GV. 
NRW. S. 524), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GV. NRW. 
S. 772, ber. S. 1102) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
 

1. In § 2 Absatz 1 wird die Angabe „(GV. 
NRW. 2021 S. 459)“ durch die Wörter 
„(GV. NRW. 2021 S. 459, 649), der zu-
letzt durch Artikel 1 des Staatsvertrages 
vom 5. April 2022 (GV. NRW. 2022 
S. 682, 2023 S. 117) geändert worden 
ist,“ ersetzt. 

 

 1.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

2. Dem § 3 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

 
„(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes 
sind entsprechend auf Inhaberinnen 
oder Inhaber von Veranstaltererlaubnis-
sen für Sportwetten anzuwenden, die 
ohne Zwischenschaltung einer Wettver-
mittlerin oder eines Wettvermittlers er-
laubte Wetten ortsgebunden eigenstän-
dig anbieten.“ 
 

 2.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 Nummer 4 wird das 

Komma am Ende durch das 
Wort „und“ ersetzt. 

 
bb) In Satz 1 Nummer 5 wird das 

Komma am Ende durch einen 
Punkt ersetzt. 

 

 3.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 
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 „Rechtsbehelfe gegen Nebenbestim-
mungen einer Erlaubnis nach diesem 
Absatz haben keine aufschiebende Wir-
kung.“ 

 
4. § 5 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 3 Satz 2 werden nach 
dem Wort „durch“ die Wörter „Artikel 
5 Absatz 4 des Gesetzes vom 
9. März 2021 (BGBl. I S. 327)“ 
durch die Wörter „Artikel 5 des Ge-
setzes vom 17. Januar 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 12)“ ersetzt. 

 

 4. § 5 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 3 Satz 2 werden nach 
dem Wort „durch“ die Wörter „Artikel 
5 Absatz 4 des Gesetzes vom 
9. März 2021 (BGBl. I S. 327)“ 
durch die Wörter „Artikel 5 des Ge-
setzes vom 17. Januar 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 12)“ ersetzt. 

 
b) In Absatz 5 Satz 3 werden die Wör-

ter „öffentlichen Schulen“ durch die 
Wörter „Schulen im Sinne des 
Schulgesetzes NRW vom 15. Feb-
ruar 2005 (GV. NRW. S. 102), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. Februar 2022 
(GV. NRW. S. 250) geändert wor-
den ist,“ ersetzt.  

 

 b) In Absatz 5 Satz 3 werden die Wör-
ter „öffentlichen Schulen“ durch die 
Wörter „Schulen im Sinne des 
Schulgesetzes NRW vom 15. Feb-
ruar 2005 (GV. NRW. S. 102), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 27. Mai 2025 
(GV. NRW. S. 501) geändert wor-
den ist,“ ersetzt. 

c) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Berechnung des Mindestab-
stands“ durch die Wörter „Be-
rechnung der Einhaltung des 
Mindestabstands“ ersetzt. 

 
bb) Satz 2 wird aufgehoben. 
 
cc) Nach dem neuen Satz 3 wird 

folgender Satz eingefügt: 
 

„Abweichend davon ist bei 
Schulen im Sinne des Schulge-
setzes NRW und Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendhilfe die 
nächstgelegene Grenze des 
Grundstücks maßgeblich, un-
abhängig davon, ob dort eine 
Zugangsmöglichkeit besteht.“. 

 
dd) In den neuen Sätzen 5 und 6 

werden jeweils die Wörter „öf-
fentlichen Schulen“ durch die 
Wörter „Schulen im Sinne des 
Schulgesetzes NRW“ ersetzt.  

 

 c) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Berechnung des Mindestab-
stands“ durch die Wörter „Be-
rechnung der Einhaltung des 
Mindestabstands“ ersetzt. 

 
bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

 
cc) Nach dem neuen Satz 3 wird 

folgender Satz eingefügt: 
 

„Abweichend davon ist bei 
Schulen im Sinne des Schulge-
setzes NRW und Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendhilfe die 
nächstgelegene Grenze des 
Grundstücks maßgeblich, un-
abhängig davon, ob dort eine 
Zugangsmöglichkeit besteht.“. 

 
dd) In den neuen Sätzen 5 und 6 

werden jeweils die Wörter „öf-
fentlichen Schulen“ durch die 
Wörter „Schulen im Sinne des 
Schulgesetzes NRW“ ersetzt.  
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5. In § 7 Absatz 3 wird das Wort „Glücks-
spielstaatsvertrag“ durch die Wörter 
„des Glücksspielstaatsvertrags 2021“ 
ersetzt. 

 

 5.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

6. Nach § 11 Satz 2 wird folgender Satz 
eingefügt:  

 
„Wettvermittlungsstellen nach § 13 sind 
ähnliche vorwiegend dem Spielbetrieb 
dienende Räume im Sinne von § 6 Ab-
satz 1 des Jugendschutzgesetzes vom 
23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2730), das zu-
letzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
6. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 149) ge-
ändert worden ist.“ 
 

 6.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

7. § 13 wird wie folgt geändert: 
 

a) Dem Absatz 1 werden folgende 
Sätze angefügt: 

 
„Zur Wettvermittlungsstelle gehören 
auch Räume und sonstige Berei-
che, die dem unmittelbaren Zutritt 
oder der Abgabe von Speisen und 
Getränken dienen und einen Zutritt 
zum Spielbereich ohne eine weitere 
Kontrolle ermöglichen. Schank- und 
Speisewirtschaften sind keine Wett-
vermittlungsstellen.“ 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 7 wird der Punkt am 

Ende durch die Wörter „oder im 
Falle der Beendigung des pri-
vatrechtlichen Vertrags zwi-
schen der Vermittlerin oder 
dem Vermittler und der Inhabe-
rin oder dem Inhaber der Ver-
anstaltererlaubnis.“ ersetzt. 

 
bb) Satz 9 wird wie folgt gefasst: 

 
„Die Verpachtung oder Unter-
verpachtung einer Wettvermitt-
lungsstelle sind unzulässig.“ 
 

 7.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

c) Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt ge-
fasst: 
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„Die Erlaubnis ist zu versagen, 
wenn Lage, Außengestaltung, Aus-
stattung oder Beschaffenheit der 
Geschäftsräume der Erreichung der 
Ziele des § 1 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 entgegenstehen und 
insbesondere eine Einhaltung der 
Vorgaben nach § 13a Absatz 1 nicht 
möglich ist.“ 
 

d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 

„(5) Als nach § 21a Absatz 2 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 au-
ßerhalb von Wettvermittlungsstellen 
verbotene stationäre Vertriebs- 
oder Vermittlungstätigkeiten gelten: 

 
1. Tätigkeiten, die darauf gerichtet 

sind, eine Eröffnung eines sta-
tionären Spielerkontos nach 
Absatz 8 oder eines Spielkon-
tos nach § 6a des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 zu bewir-
ken, insbesondere, wenn Kun-
dendaten erhoben werden,  

2. das Aufstellen und die Nutzung 
von technischen Geräten zur 
Ein- oder Auszahlung von Bar-
geld auf ein oder von einem 
Spielerkonto nach Absatz 8 so-
wie auf ein oder von einem sta-
tionären Spielkonto nach § 6a 
des Glücksspielstaatsvertrags 
2021,  

3. das Aufstellen von Wetttermi-
nals und jede Form des Dul-
dens des Aufstellens von Wett-
terminals, 

4. Zahlungsdienste und Zah-
lungsvorgänge nach § 13a Ab-
satz 2 Nummer 2 sowie 

5. alle Tätigkeiten nach den Num-
mern 1 und 2 in Räumlichkei-
ten, für die keine Wettvermitt-
lungsstellenerlaubnis besteht, 
die jedoch den äußeren An-
schein einer Wettvermittlungs-
stelle erwecken.  

 
Der Betrieb von Wettvermittlungs-
stellen ist unzulässig in: 
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1. Spielbanken, Spielhallen und 
allen dazu gehörenden Flächen 
oder in ähnlichen Unterneh-
men, die ausschließlich oder 
überwiegend der Aufstellung 
von Spielgeräten oder der Ver-
anstaltung von anderen Spie-
len im Sinne des § 33c Ab-
satz 1 Satz 1 oder des § 33d 
Absatz 1 Satz 1 der Gewerbe-
ordnung dienen, 

2. Gaststätten und gastronomie-
ähnlichen Räumen oder 

3. anderen Räumlichkeiten, in de-
nen Geld- oder Warenspielge-
räte mit Gewinnmöglichkeit be-
reitgehalten werden.“ 

 
e) In Absatz 6 werden nach dem Wort 

„Zutrittskontrolle“ die Wörter „im 
Sinne von § 8 Absatz 3 Satz 5 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021“ 
eingefügt. 
 

  

f) Nach Absatz 8 Satz 7 wird folgender 
Satz eingefügt: 

 
„Einzahlungen auf oder Auszah-
lungen von dem stationären Spie-
lerkonto dürfen nur während der 
Öffnungszeiten in einer geneh-
migten Wettvermittlungsstelle er-
folgen.“ 

  

g) Absatz 11 wird aufgehoben. 
 

  

h) Absatz 12 wird Absatz 11 und in 
Satz 1 wird nach dem Wort „zuläs-
sigerweise“ das Wort „regelmä-
ßig“ eingefügt. 

 

  

i) Absatz 13 wird Absatz 12 und in 
Satz 2 werden die Wörter „öffent-
lichen Schulen“ durch die Wörter 
„Schulen im Sinne des Schulge-
setzes NRW“ ersetzt und das Wort 
„werde“ durch das Wort „werden“ 
ersetzt. 

 

  

j) Absatz 14 wird Absatz 13 und in 
Satz 1 wird die Angabe „13“ durch 
die Angabe „12“ ersetzt. 
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k) Absatz 15 wird Absatz 14 und in 
Satz 1 und 2 wird jeweils die An-
gabe „13“ durch die Angabe „12“ er-
setzt. 

 

  

8. § 13a wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„sie gut einsehbar ist“ durch die 
Wörter „alle für die Vermittlung 
genutzten Räume während der 
Öffnungszeiten von außen gut 
einsehbar sind“ ersetzt. 

 
bb) Nach Satz 1 werden folgende 

Sätze eingefügt: 
 
„Nicht ausreichend ist hierbei 
eine Einsehbarkeit aus nicht 
zur Wettvermittlungsstelle ge-
hörenden angrenzenden In-
nenräumen oder von Innenhö-
fen. Die Einsehbarkeit von au-
ßen darf auch nicht durch be-
stehende bauliche Gegeben-
heiten eingeschränkt sein oder 
nachträglich durch bauliche 
Veränderungen eingeschränkt 
werden. Eine Einsehbarkeit 
aus Gaststätten und gastrono-
mieähnlichen Räumen, die an 
die Wettvermittlungsstelle un-
mittelbar angrenzen, muss aus-
geschlossen werden.“ 
 

 8. § 13a wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 5 
angefügt: 

 
„Insbesondere darf von der äußeren 
Gestaltung keine direkte Ansprache 
ausgehen.“ 

 
 

cc) In dem neuen Satz 6 wird nach 
dem Wort „keine“ das Wort 
„übermäßige“ eingefügt. 

 

  

dd) Folgender Satz 8 wird ange-
fügt: 

 
„Insbesondere darf von der äu-
ßeren Gestaltung keine direkte 
Ansprache ausgehen.“ 
 

  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 1 wird das Wort 
„Bargeldabhebung“ durch die 

 b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 1 wird das Wort 
„Bargeldabhebung“ durch die 
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Wörter „Bargeldeinzahlung 
oder -abhebung“ ersetzt. 

 
bb) In Nummer 2 werden die Wör-

ter „(BGBl. I S. 2446), das zu-
letzt durch Artikel 9 Absatz 8 
des Gesetzes vom 9. Dezem-
ber 2020 (BGBl. I S. 2773)“ 
durch die Wörter „(BGBl. I S. 
2446; 2019 I S. 1113), das zu-
letzt durch Artikel 11 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411)" er-
setzt. 

 
cc) In Nummer 5 wird das Komma 

am Ende durch die Wörter 
„oder zu nicht handelsüblichen 
Preisen sowie die Gewährung 
oder Auslosung von zusätzli-
chen Gewinnen und Preisen für 
Wettscheine, mit denen zuvor 
kein Gewinn erzielt wurde,“ er-
setzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
dd) In Nummer 7 werden die Wör-

ter „Konzessionsnehmerin oder 
den Konzessionsnehmer“ 
durch die Wörter „Veranstalte-
rin oder den Veranstalter“ er-
setzt. 

 
 

Wörter „Bargeldeinzahlung 
oder -abhebung“ ersetzt. 

 
bb) In Nummer 2 werden die Wör-

ter „(BGBl. I S. 2446), das zu-
letzt durch Artikel 9 Absatz 8 
des Gesetzes vom 9. Dezem-
ber 2020 (BGBl. I S. 2773)“ 
durch die Wörter „(BGBl. I S. 
2446; 2019 I S. 1113), das zu-
letzt durch Artikel 11 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411)" er-
setzt. 

 
cc) In Nummer 5 wird das Komma 

am Ende durch die Wörter 
„oder zu nicht handelsüblichen 
Preisen sowie die Gewährung 
oder Auslosung von zusätzli-
chen Gewinnen und Preisen für 
Wettscheine, mit denen zuvor 
kein Gewinn erzielt wurde,“ er-
setzt. 

 
dd) In Nummer 6 wird nach der An-

gabe „Ausschank,“ die Angabe 
„die Ausgabe, der“ sowie nach 
der Angabe „von“ die Angabe 
„cannabishaltigen Substanzen 
oder“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
ee) In Nummer 7 werden die Wör-

ter „Konzessionsnehmerin oder 
den Konzessionsnehmer“ 
durch die Wörter „Veranstalte-
rin oder den Veranstalter“ er-
setzt. 

 
c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

 
„(4) Es sind in der Wettvermittlungsstelle 
gut sichtbar, in ausreichender Stückzahl 
und je nach Kundenstruktur in mehreren 
Sprachen anbieterunabhängige Infor-
mationsmaterialien über die Risiken der 
Glücksspielteilnahme, über 

 c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 
 

„(4) Es sind in der Wettvermittlungsstelle 
gut sichtbar, in ausreichender Stückzahl 
und je nach Kundenstruktur in mehreren 
Sprachen anbieterunabhängige Infor-
mationsmaterialien über die Risiken der 
Glücksspielteilnahme, über 
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glücksspielsuchtspezifische Beratungs-
angebote und Spielersperren sowie 
Sperranträge auszulegen.“ 
 

glücksspielsuchtspezifische Beratungs-
angebote und Spielersperren sowie 
Sperranträge auszulegen.“ 

 
9. § 16 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „; 
Schank- und Speisewirtschaf-
ten sind keine Spielhallen“ ge-
strichen. 

 
bb) Nach Satz 1 werden folgende 

Sätze eingefügt: 
 

„Zur Spielhalle gehören auch 
Räume und sonstige Bereiche, 
die dem unmittelbaren Zutritt 
oder der Abgabe von Speisen 
und Getränken dienen und ei-
nen Zutritt zum Spielbereich 
ohne eine weitere Kontrolle er-
möglichen. Schank- und Spei-
sewirtschaften sind keine Spiel-
hallen.“ 

 

 9. § 16 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „; 
Schank- und Speisewirtschaf-
ten sind keine Spielhallen“ ge-
strichen. 

 
bb) Nach Satz 1 werden folgende 

Sätze eingefügt: 
 

„Zur Spielhalle gehören auch 
Räume und sonstige Bereiche, 
die dem unmittelbaren Zutritt 
oder der Abgabe von Speisen 
und Getränken dienen und ei-
nen Zutritt zum Spielbereich 
ohne eine weitere Kontrolle er-
möglichen. Schank- und Spei-
sewirtschaften sind keine Spiel-
hallen.“ 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 3 Nummer 4 werden 

nach dem Wort „Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes“ die 
Wörter „in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 17. Mai 
2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I 
S. 123), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 3. Juli 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225) ge-
ändert worden ist,“ eingefügt. 

 
bb) In Satz 3 Nummer 5 wird das 

Wort „unzuverlässig“ durch die 
Wörter „nicht zuverlässig“ er-
setzt. 

 
cc) In Satz 3 Nummer 6 wird nach 

den Zeichen „6.“ ein Leerzei-
chen eingefügt.  

 
dd) Folgende Sätze werden ange-

fügt: 
 

 b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 3 Nummer 4 werden 
nach dem Wort „Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes“ die 
Wörter „in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 17. Mai 
2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I 
S. 123), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 3. Juli 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225) ge-
ändert worden ist,“ eingefügt. 

 
bb) In Satz 3 Nummer 5 wird das 

Wort „unzuverlässig“ durch die 
Wörter „nicht zuverlässig“ er-
setzt. 

 
cc) In Satz 3 Nummer 6 wird nach 

den Zeichen „6.“ ein Leerzei-
chen eingefügt.  

 
dd) Folgende Sätze werden ange-

fügt: 
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„Die Erlaubnis berechtigt nur 
zum Betrieb der Spielhalle 
durch die im Antrag genannte 
Betreiberin oder den im Antrag 
genannten Betreiber. Bei ei-
nem Betreiberwechsel erlischt 
die Erlaubnis und es ist eine 
neue Erlaubnis zu beantragen, 
bevor der Betrieb weitergeführt 
werden darf. Ist die Betreiberin 
eine juristische Person, berech-
tigt die Erlaubnis zudem nur 
zum Betreiben der Spielhalle 
durch die im Antrag genannten 
Mitglieder der Geschäftsfüh-
rung oder der Vertretung, es sei 
denn, die für die Erlaubnisertei-
lung zuständige Behörde 
stimmt dem Betreiben durch die 
neuen Mitglieder der Ge-
schäftsführung oder der Vertre-
tung zu. Die Zustimmung ist zu 
erteilen, wenn alle neuen Mit-
glieder der Geschäftsführung 
oder der Vertretung zuverlässig 
im Sinne des Satzes 3 Nummer 
5 sind.“ 
 

„Die Erlaubnis berechtigt nur 
zum Betrieb der Spielhalle 
durch die im Antrag genannte 
Betreiberin oder den im An-
trag genannten Betreiber. Bei 
einem Betreiberwechsel er-
lischt die Erlaubnis und es ist 
eine neue Erlaubnis zu bean-
tragen, bevor der Betrieb wei-
tergeführt werden darf. Ist die 
Betreiberin eine juristische 
Person, berechtigt die Erlaub-
nis zudem nur zum Betreiben 
der Spielhalle durch die im 
Antrag genannten Mitglieder 
der Geschäftsführung oder 
der Vertretung, es sei denn, 
die für die Erlaubniserteilung 
zuständige Behörde stimmt 
dem Betreiben durch die 
neuen Mitglieder der Ge-
schäftsführung oder der Ver-
tretung zu. Die Zustimmung 
ist zu erteilen, wenn alle 
neuen Mitglieder der Ge-
schäftsführung oder der Ver-
tretung zuverlässig im Sinne 
des Satzes 3 Nummer 5 sind. 
Ist die Betreiberin oder der 
Betreiber keine juristische 
Person, soll die für die Erlaub-
niserteilung zuständige Be-
hörde im Erbfalle dem Betrei-
ben durch die Erbin oder den 
Erben oder die Erben für eine 
Übergangszeit oder bis zum 
Ablauf der ursprünglichen Er-
laubnis zustimmen. Die Zu-
stimmung ist zu erteilen, wenn 
die Erbin oder der Erbe oder 
die Erben zuverlässig im 
Sinne des Satzes 3 Nummer 
5 ist beziehungsweise sind. 
Beträgt die Restlaufzeit der im 
Zeitpunkt des Erbfalls beste-
henden Erlaubnis weniger als 
zwei Jahre, soll die für die Er-
laubniserteilung zuständige 
Behörde unter den Vorausset-
zungen des Satzes 9 im Ein-
zelfall die Geltungsdauer der 
Erlaubnis bis zum Ablauf von 
zwei Jahren ab dem Erbfall 
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verlängern, wenn die Veräu-
ßerung der Spielhalle ange-
strebt wird und dies durch ge-
eignete Unterlagen glaubhaft 
gemacht wird.“ 

 
c) In Absatz 3 wird Satz 2 gestrichen. 

 
 c) In Absatz 3 wird Satz 2 gestrichen. 

 
d) Nach Absatz 7 wird folgender Ab-

satz 8 eingefügt: 
 

„(8) Die Spielhalle soll nicht in räum-
licher Nähe zu Schulen im Sinne 
des Schulgesetzes NRW und Ein-
richtungen der Kinder- und Jugend-
hilfe betrieben werden; dabei soll 
regelmäßig der Mindestabstand 
nach Absatz 3 Satz 1 zu Grunde ge-
legt werden. Die für die Erlaubnis 
zuständige Behörde darf von der 
Maßgabe zum Mindestabstand ab-
weichen, wenn dies wegen der örtli-
chen Besonderheiten unter Berück-
sichtigung der Verhältnisse im Um-
feld des jeweiligen Standortes und 
der Lage des Einzelfalls gerechtfer-
tigt ist und die folgenden Vorausset-
zungen erfüllt sind: 

 
1. Die Betreiberin oder der Be-

treiber und die Spielhallenlei-
tung verfügen über einen auf-
grund einer Unterrichtung mit 
Prüfung erworbenen Sach-
kundenachweis im Sinne der 
Rechtsverordnung nach § 22 
Absatz 1 Nummer 10, 

 
2. das Personal der Spielhalle ist 

im Sinne der Rechtsverord-
nung nach § 22 Absatz 1 
Nummer 10 besonders ge-
schult und während der Öff-
nungszeiten ist wenigstens 
eine besonders geschulte 
Person als Aufsicht anwe-
send, 

 
3. die Spielhallen sind nach § 

16a zertifiziert und 
 
4. die Betreiberin oder der Be-

treiber gewährt den Zutritt zu 

 d) Nach Absatz 7 wird folgender Ab-
satz 8 eingefügt: 

 
„(8) Die Spielhalle soll nicht in räum-
licher Nähe zu Schulen im Sinne 
des Schulgesetzes NRW und Ein-
richtungen der Kinder- und Jugend-
hilfe betrieben werden; dabei soll 
regelmäßig der Mindestabstand 
nach Absatz 3 Satz 1 zu Grunde ge-
legt werden. Die für die Erlaubnis 
zuständige Behörde darf von der 
Maßgabe zum Mindestabstand ab-
weichen, wenn dies wegen der örtli-
chen Besonderheiten unter Berück-
sichtigung der Verhältnisse im Um-
feld des jeweiligen Standortes und 
der Lage des Einzelfalls gerechtfer-
tigt ist und die folgenden Vorausset-
zungen erfüllt sind: 

 
5. Die Betreiberin oder der Be-

treiber und die Spielhallenlei-
tung verfügen über einen auf-
grund einer Unterrichtung mit 
Prüfung erworbenen Sach-
kundenachweis im Sinne der 
Rechtsverordnung nach § 22 
Absatz 1 Nummer 10, 

 
6. das Personal der Spielhalle ist 

im Sinne der Rechtsverord-
nung nach § 22 Absatz 1 
Nummer 10 besonders ge-
schult und während der Öff-
nungszeiten ist wenigstens 
eine besonders geschulte 
Person als Aufsicht anwe-
send, 

 
7. die Spielhallen sind nach § 

16a zertifiziert und 
 
8. die Betreiberin oder der Be-

treiber gewährt den Zutritt zu 
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der Spielhalle nur Personen, 
die das 21. Lebensjahr vollen-
det haben und dies wird von 
außerhalb der Spielhalle gut 
sichtbar und lesbar in unmit-
telbarer Nähe des Eingangs 
der Spielhalle kenntlich ge-
macht.  

 
Für den Widerruf der Erlaub-
nis gilt Absatz 6 entspre-
chend. § 5 Absatz 6 gilt ent-
sprechend. Bauplanungs-
rechtliche Anforderungen 
bleiben unberührt.“ 
 

der Spielhalle nur Personen, 
die das 21. Lebensjahr vollen-
det haben und dies wird von 
außerhalb der Spielhalle gut 
sichtbar und lesbar in unmit-
telbarer Nähe des Eingangs 
der Spielhalle kenntlich ge-
macht.  

 
Für den Widerruf der Erlaub-
nis gilt Absatz 6 entspre-
chend. § 5 Absatz 6 gilt ent-
sprechend. Bauplanungs-
rechtliche Anforderungen 
bleiben unberührt.“ 

 
e) Nach Absatz 8 wird folgender Ab-

satz 9 eingefügt: 
 

„(9) In Spielhallen, die nach § 17a 
Absatz 1 genehmigt worden sind, 
muss entsprechend Absatz 2 Satz 3 
Nummer 7 in jeder Spielhalle eine 
Aufsichtsperson anwesend sein. 
Eine Ausnahme kann durch Rechts-
verordnung des für die Glücks-
spielaufsicht zuständigen Ministeri-
ums im Einvernehmen mit dem für 
Gesundheit zuständigen Ministe-
rium für Spielhallen vorgesehen 
werden, die in einem baulichen Ver-
bund zueinanderstehen. Eine sol-
che Rechtsverordnung kann die An-
wesenheit nur einer Aufsichtsper-
son dann genügen lassen, wenn 
durch andere technische, bauliche 
und organisatorische Maßnahmen 
nach Maßgabe der im Verord-
nungswege näher bestimmten Vo-
raussetzungen eine gleich geeig-
nete Aufsicht über alle Räume si-
chergestellt ist.“ 

 

 e) Nach Absatz 8 wird folgender Ab-
satz 9 eingefügt: 

 
„(9) In Spielhallen, die nach § 17a 
Absatz 1 genehmigt worden sind, 
muss entsprechend Absatz 2 Satz 3 
Nummer 7 in jeder Spielhalle eine 
Aufsichtsperson anwesend sein. 
Eine Ausnahme kann durch Rechts-
verordnung des für die Glücks-
spielaufsicht zuständigen Ministeri-
ums im Einvernehmen mit dem für 
Gesundheit zuständigen Ministe-
rium für Spielhallen vorgesehen 
werden, die in einem baulichen Ver-
bund zueinanderstehen. Eine sol-
che Rechtsverordnung kann die An-
wesenheit nur einer Aufsichtsper-
son dann genügen lassen, wenn 
durch andere technische, bauliche 
und organisatorische Maßnahmen 
nach Maßgabe der im Verord-
nungswege näher bestimmten Vo-
raussetzungen eine gleich geeig-
nete Aufsicht über alle Räume si-
chergestellt ist.“ 

 
f) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 

10 und folgende Sätze werden an-
gefügt: 

 
„Dies gilt auch für die Bezeichnung 
von Räumen innerhalb der Spiel-
halle und von Spielhallen, die in ei-
nem baulichen Verbund im Sinne 
des § 17a Absatz 1 stehen. Zur Ein-
haltung der 

 f) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 
10 und folgende Sätze werden an-
gefügt: 

 
„Dies gilt auch für die Bezeichnung 
von Räumen innerhalb der Spiel-
halle und von Spielhallen, die in ei-
nem baulichen Verbund im Sinne 
des § 17a Absatz 1 stehen. Zur Ein-
haltung der 
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Jugendschutzanforderungen nach 
§ 4 Absatz 3 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 und zum Ausschluss 
gesperrter Spielerinnen und Spieler 
ist eine lückenlose und ständige Zu-
trittskontrolle im Sinne von § 8 Ab-
satz 3 Satz 5 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 sicherzustellen. Aus 
Jugendschutzgründen ist die Spiel-
halle so zu gestalten, dass sie nicht 
einsehbar ist. Von der äußeren Ge-
staltung der Spielhalle darf keine 
übermäßige Werbung für den Spiel-
hallenbetrieb ausgehen und kein 
zusätzlicher Anreiz für den Spielbe-
trieb geschaffen werden. Insbeson-
dere darf von der äußeren Gestal-
tung keine direkte Ansprache aus-
gehen.“ 
 

Jugendschutzanforderungen nach 
§ 4 Absatz 3 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 und zum Ausschluss 
gesperrter Spielerinnen und Spieler 
ist eine lückenlose und ständige Zu-
trittskontrolle im Sinne von § 8 Ab-
satz 3 Satz 5 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 sicherzustellen. Aus 
Jugendschutzgründen ist die Spiel-
halle so zu gestalten, dass sie nicht 
einsehbar ist. Von der äußeren Ge-
staltung der Spielhalle darf keine 
übermäßige Werbung für den Spiel-
hallenbetrieb ausgehen und kein 
zusätzlicher Anreiz für den Spielbe-
trieb geschaffen werden. Insbeson-
dere darf von der äußeren Gestal-
tung keine direkte Ansprache aus-
gehen.“ 

 
g) Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 

11 und wie folgt geändert: 
 

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 
werden die Wörter „des Ein-
gangsbereichs und“ gestrichen. 

 
bb) In Nummer 2 wird das Wort 

„Bargeldabhebung“ durch die 
Wörter „Bargeldeinzahlung und 
-abhebung“ ersetzt 

 
cc) In Nummer 3 wird das Wort 

„und“ am Ende durch ein 
Komma ersetzt. 

 
dd) Nummer 4 wird durch die fol-

genden Nummern 4 und 5 er-
setzt: 

 
„4. jegliche Art von Vergünsti-

gungen, die einen Anreiz 
zum Spielen bieten sollen, 
insbesondere die unent-
geltliche Abgabe von Spei-
sen und Getränken oder 
die Abgabe zu nicht han-
delsüblichen Preisen und 

 
5. der Ausschank, Konsum 

oder Verkauf von alkoholi-
schen Getränken“. 

 

 g) Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 
11 und wie folgt geändert: 

 
aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 

werden die Wörter „des Ein-
gangsbereichs und“ gestrichen. 

 
bb) In Nummer 2 wird das Wort 

„Bargeldabhebung“ durch die 
Wörter „Bargeldeinzahlung und 
-abhebung“ ersetzt 

 
cc) In Nummer 3 wird das Wort 

„und“ am Ende durch ein 
Komma ersetzt. 

 
dd) Nummer 4 wird durch die fol-

genden Nummern 4 und 5 er-
setzt: 

 
„4. jegliche Art von Vergünsti-

gungen, die einen Anreiz 
zum Spielen bieten sollen, 
insbesondere die unent-
geltliche Abgabe von Spei-
sen und Getränken oder 
die Abgabe zu nicht han-
delsüblichen Preisen und 

 
5. der Ausschank, die Aus-

gabe, der Konsum oder 
Verkauf von 
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cannabishaltigen Substan-
zen oder alkoholischen 
Getränken.“ 

 
h) Der bisherige Absatz 10 wird Absatz 

12 und wie folgt geändert: 
 

aa) Nach dem Wort „Wettvermitt-
lungsstelle“ werden die Wörter 
„oder Spielbank“ eingefügt. 

 

 h) Der bisherige Absatz 10 wird Absatz 
12 und wie folgt geändert: 

 
aa) Nach dem Wort „Wettvermitt-

lungsstelle“ werden die Wörter 
„oder Spielbank“ eingefügt. 

 
bb) Folgender Satz wird angefügt: 

 
„Das Verbot, dass sich eine 
Spielhalle nicht in einem Ge-
bäude oder Gebäudekomplex 
befinden darf, in dem sich be-
reits eine Spielbank befindet, 
gilt nicht für Spielhallen, die am 
[einsetzen: Datum des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes] be-
reits bestanden haben.“ 
 

 bb) Folgender Satz wird angefügt: 
 

„Das Verbot, dass sich eine 
Spielhalle nicht in einem Ge-
bäude oder Gebäudekomplex 
befinden darf, in dem sich be-
reits eine Spielbank befindet, 
gilt nicht für Spielhallen, die am 
[einsetzen: Datum des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes] be-
reits bestanden haben.“ 

 
i) Folgende Absätze 13 und 14 wer-

den angefügt: 
 

„(13) Rechtsbehelfe gegen Neben-
bestimmungen einer Erlaubnis nach 
Absatz 2 haben keine aufschie-
bende Wirkung. 

 
(14) Die Erlaubnisbehörde darf die 
Auswahl zwischen mehreren Er-
laubnisanträgen für Spielhallen 
durch Losentscheid nach der Los-
verfahrensverordnung Nordrhein-
Westfalen vom 25. Februar 2020 
(GV. NRW. S. 159, ber. S. 183) in 
der jeweils geltenden Fassung vor-
nehmen, sofern keine zwingenden 
rechtlichen Gründe eine andere 
Auswahlentscheidung gebieten." 
 

 i) Folgende Absätze 13 und 14 wer-
den angefügt: 

 
„(13) Rechtsbehelfe gegen Neben-
bestimmungen einer Erlaubnis nach 
Absatz 2 haben keine aufschie-
bende Wirkung. 

 
(14) Die Erlaubnisbehörde darf die 
Auswahl zwischen mehreren Er-
laubnisanträgen für Spielhallen 
durch Losentscheid nach der Los-
verfahrensverordnung Nordrhein-
Westfalen vom 25. Februar 2020 
(GV. NRW. S. 159, ber. S. 183) in 
der jeweils geltenden Fassung vor-
nehmen, sofern keine zwingenden 
rechtlichen Gründe eine andere 
Auswahlentscheidung gebieten." 

 
10. § 16a wird wie folgt geändert: 

 
a) Nach Absatz 1 Satz 1 werden fol-

gende Sätze eingefügt: 
 

„Die Zertifizierung von Spielhallen 
kann nach der Erlaubniserteilung 
stattfinden. Die Erlaubnis ist in die-
sem Fall unter der Auflage, dass die 
Zertifizierung innerhalb einer 

 10.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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angemessenen Frist nachgeholt 
wird, zu erteilen. Die Erlaubnis soll 
widerrufen werden, wenn der Er-
laubnisbehörde die Zertifizierung 
nicht bis zum Ablauf dieser Frist 
nachgewiesen wird.“ 
 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 3 wird das Wort „zwei“ 
durch das Wort „eine“ ersetzt 
und das Wort „Überprüfungen“ 
durch das Wort „Überprüfung“ 
ersetzt. 

 
bb) In Satz 4 wird nach dem Wort 

„dieser“ das Wort „stichproben-
artigen“ eingefügt. 

 

  

11. Dem § 17a Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Dies gilt nicht, wenn die Primärspiel-
halle gleichzeitig Antragsspielhalle nach 
§ 16 Absatz 4 ist.“ 
 

 11.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

12. § 18 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Abstandsregelung zu Schu-
len im Sinne des Schulgesetzes 
NRW und Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe nach § 16 Absatz 8 
Satz 1 gilt bis zum 31. Dezember 
2028 nicht für Spielhallen, die min-
destens seit dem 30. November 
2012 bestanden haben und für die 
vor dem 1. Dezember 2012 eine Er-
laubnis nach § 33i der Gewerbeord-
nung erteilt worden war. Ab dem 1. 
Januar 2029 findet § 16 Absatz 8 
Satz 1 für bestehende Spielhallen 
nach Satz 1 nur Anwendung, wenn 
für eine nach Satz 1 bestehende 
Spielhalle ebenfalls ohne Unterbre-
chung eine neue Genehmigung er-
teilt wird und ein Betreiberwechsel 
im Sinne des § 16 Absatz 2 Satz 7 
ab dem [einsetzen: Datum des In-
krafttretens dieses Gesetzes] er-
folgt ist. Bei einer Genehmigung in 
den Fällen des Satz 2 darf die für 

 12. § 18 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Abstandsregelung zu 
Schulen im Sinne des Schulge-
setzes NRW und Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendhilfe nach 
§ 16 Absatz 8 Satz 1 gilt bis zum 
31. Dezember 2028 nicht für 
Spielhallen, die mindestens seit 
dem 30. November 2012 bestan-
den haben und für die vor dem 1. 
Dezember 2012 eine Erlaubnis 
nach § 33i der Gewerbeordnung 
erteilt worden war. Ab dem 1. Ja-
nuar 2029 findet § 16 Absatz 8 
Satz 1 für bestehende Spielhal-
len nach Satz 1 mit einem 
Mindestabstand abweichend von 
§ 16 Absatz 3 von 100 Metern 
nur Anwendung, wenn für eine 
nach Satz 1 bestehende Spiel-
halle ebenfalls ohne Unterbre-
chung eine neue Genehmigung 
erteilt wird und ein Betreiber-
wechsel im Sinne des 
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die Erlaubnis zuständige Behörde 
von der Maßgabe zum Mindestab-
stand abweichend von § 16 Absatz 
8 Satz 2 auch ohne das Vorliegen 
örtlicher Besonderheiten abwei-
chen, wenn die Voraussetzungen 
des § 16 Absatz 8 Satz 2 Nummern 
1 bis 4 erfüllt sind.“ 

 
 
 
 
 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 
 

§ 16 Absatz 2 Satz 7 ab dem 
[einsetzen: Datum des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes] erfolgt ist. 
Bei einer Genehmigung in den 
Fällen des Satzes 2 soll die für 
die Erlaubnis zuständige Be-
hörde von Maßgaben zum Min-
destabstand abweichend von § 
16 Absatz 8 Satz 2 auch ohne 
das Vorliegen örtlicher Beson-
derheiten abweichen, wenn die 
Voraussetzungen des § 16 Ab-
satz 8 Satz 2 Nummer 1 bis 4 er-
füllt sind.“ 

 
b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

 
13. § 19 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Nummer 2 wird das Wort „sowie“ 
durch ein Komma ersetzt. 

 
b) In Nummer 3 wird der Punkt am 

Satzende gestrichen und durch das 
Wort „sowie“ ersetzt. 

 
c) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

 
„4. die Erteilung von Erlaubnissen 

nach § 1 Absatz 1, § 2 Absatz 1 
und 2 und § 4 Absatz 2 Satz 2 
des Rennwett- und Lotteriege-
setzes vom 25. Juni 2021 
(BGBl. I S. 2065), das durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 23. 
Mai 2022 (BGBl. I S. 752) ge-
ändert worden ist.“ 

 

 13.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

14. § 20 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 7 Satz 1 werden nach 
dem Wort „hierfür“ die Wörter „im 
terrestrischen Bereich“ und nach 
der Angabe „§ 15“ die Wörter „und 
des Geldwäschegesetzes vom 23. 
Juni 2017 (BGBl. I S. 1822), das zu-
letzt durch Artikel 34 Absatz 21 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert 
worden ist,“ eingefügt. 

 
b) In Absatz 8 wird das Wort „Bundes-

länder“ durch die Wörter „Länder 

 14.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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sowie mit den für die Aufsicht über 
die Geldwäscheprävention im 
Glücksspielsektor zuständigen Be-
hörden, den örtlichen Ordnungsbe-
hörden sowie den Polizei- und 
Strafverfolgungsbehörden des Lan-
des Nordrhein-Westfalen“ ersetzt. 

 
c) Folgender Absatz 9 wird angefügt: 

 
„(9) Betriebsbezogene Untersa-
gungs- oder Schließungsverfügun-
gen der zuständigen Behörde wir-
ken ohne erneute Bekanntgabe 
auch gegen Rechtsnachfolgerinnen 
und Rechts-nachfolger der Betrei-
berin oder des Betreibers oder der 
Veranstalterin oder des Veranstal-
ters.“ 
 

15. § 22 wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 1 wird das Komma 
am Ende durch die Wörter „so-
wie zur Befristung und zum Er-
löschen der Erlaubnis,“ ersetzt. 

 
bb) In Nummer 2 werden die Wörter 

„die Befristung und das Erlö-
schen der Erlaubnis,“ gestri-
chen. 

 
cc) In Nummer 6 werden die Wör-

ter „sowie Anforderungen an 
ein Sozialkonzept,“ gestrichen. 

 
dd) In Nummer 10 wird das Wort 

„und“ am Ende durch ein 
Komma ersetzt. 
 

ee) In Nummer 11 wird der Punkt 
am Ende durch ein Komma er-
setzt. 

 
ff) Folgende Nummern 12 bis 14 

werden angefügt: 
 
„12. die Anforderungen an die 

Unterrichtungen und den 
Leistungsnachweis für das 

 15.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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Personal von Spielhallen 
und Gaststätten, 

 
13. die Festlegung, welche 

Schulen im Sinne des 
Schulgesetzes NRW und 
welche Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe 
zur Berechnung der Ein-
haltung von Mindestab-
ständen im Sinne von § 5 
Absatz 6 Berücksichtigung 
finden sollen und 

 
14. die Anforderungen an die 

Umsetzung, die Aufbewah-
rungsfristen erstellter Be-
richte und die Dokumenta-
tionspflichten der gemäß § 
6 Absatz 2 Satz 1 des 
Glücksspielstaatsvertra-
ges 2021 in Verbindung mit 
§ 13 Absatz 9 Satz 1 und 
§ 16 Absatz 2 Satz 3 Num-
mer 6 Buchstabe d zu ent-
wickelnden Sozialkon-
zepte.“ 

 
b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

 
„(3) Die weiteren Verordnungser-
mächtigungen dieses Gesetzes 
bleiben unberührt.“ 
 

16. § 23 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 

 
1. entgegen § 5 Absatz 3 Satz 3 

des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 mit aktiven Sportlerinnen 
oder Sportlern, Funktionärin-
nen oder Funktionären für 
Sportwetten wirbt, 

 
2. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 

des Glücksspielstaatsvertrages 
2021 nicht die spielrelevanten 
Informationen zur Verfügung 

 16. § 23 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 

 
1. entgegen § 5 Absatz 3 Satz 3 

des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 mit aktiven Sportlerinnen 
oder Sportlern, Funktionärin-
nen oder Funktionären für 
Sportwetten wirbt, 

 
2. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 

des Glücksspielstaatsvertrages 
2021 nicht die spielrelevanten 
Informationen zur Verfügung 
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stellt oder nicht entsprechend 
aufklärt, 

 
3. entgegen § 9 Absatz 1 Satz 3 

Nummer 1 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 die erfor-
derlichen Auskünfte nicht oder 
nicht vollständig erteilt oder ver-
langte Unterlagen oder Nach-
weise nicht vorlegt, 

 
4. entgegen § 9 Absatz 1 Satz 3 

Nummer 4 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 als Kredit- 
oder Finanzdienstleistungs-
institut vollziehbaren Untersa-
gungsverfügungen der Glücks-
spielaufsichtsbehörde nicht 
nachkommt, 

 
5. Bestimmungen oder Nebenbe-

stimmungen gemäß § 17 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 
in einer behördlichen Erlaubnis 
nach § 12 Absatz 1 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 zuwi-
derhandelt, 

 
6. als gewerbliche Spielvermittle-

rin oder gewerblicher Spielver-
mittler entgegen § 19 Absatz 1 
Nummer 2 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 bei der 
Spielteilnahme der Veranstalte-
rin oder dem Veranstalter nicht 
die Vermittlung offenlegt, 

 
7. entgegen § 21a Absatz 2 des 

Glücksspielstaatsvertrags 
2021, auch in Verbindung mit § 
13 Absatz 5, außerhalb von 
Wettvermittlungsstellen Sport-
wetten vertreibt oder vermittelt 
oder deren Vertrieb oder Ver-
mittlung duldet, 

 
8. entgegen § 13 Absatz 1 Satz 1 

eine Wettvermittlungsstelle 
ohne die erforderliche Erlaub-
nis betreibt, 

 

stellt oder nicht entsprechend 
aufklärt, 

 
3. entgegen § 9 Absatz 1 Satz 3 

Nummer 1 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 die erfor-
derlichen Auskünfte nicht oder 
nicht vollständig erteilt oder ver-
langte Unterlagen oder Nach-
weise nicht vorlegt, 

 
4. entgegen § 9 Absatz 1 Satz 3 

Nummer 4 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 als Kredit- 
oder Finanzdienstleistungs-
institut vollziehbaren Untersa-
gungsverfügungen der Glücks-
spielaufsichtsbehörde nicht 
nachkommt, 

 
5. Bestimmungen oder Nebenbe-

stimmungen gemäß § 17 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 
in einer behördlichen Erlaubnis 
nach § 12 Absatz 1 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 zuwi-
derhandelt, 

 
6. als gewerbliche Spielvermittle-

rin oder gewerblicher Spielver-
mittler entgegen § 19 Absatz 1 
Nummer 2 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 bei der 
Spielteilnahme der Veranstalte-
rin oder dem Veranstalter nicht 
die Vermittlung offenlegt, 

 
7. entgegen § 21a Absatz 2 des 

Glücksspielstaatsvertrags 
2021, auch in Verbindung mit § 
13 Absatz 5, außerhalb von 
Wettvermittlungsstellen Sport-
wetten vertreibt oder vermittelt 
oder deren Vertrieb oder Ver-
mittlung duldet, 

 
8. entgegen § 13 Absatz 1 Satz 1 

eine Wettvermittlungsstelle 
ohne die erforderliche Erlaub-
nis betreibt, 
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9. entgegen § 13 Absatz 2 Satz 9 
eine Wettvermittlungsstelle ver-
pachtet oder unterverpachtet, 

 
10. entgegen § 13 Absatz 3 Satz 1 

und 2 die Wettvermittlung als 
Nebengeschäft betreibt, 

 
11. entgegen § 13 Absatz 4 Satz 1 

Sportwetten an andere als die 
dort genannten Personen ver-
mittelt oder entgegen § 13 Ab-
satz 4 Satz 2 sonstige öffentli-
che Glücksspiele vermittelt 
oder veranstaltet, 

 
12. entgegen § 13 Absatz 5 Satz 1 

oder 2 verbotene Vermittlungs-
tätigkeiten außerhalb von Wett-
vermittlungsstellen durchführt, 

 
13. entgegen § 13 Absatz 6 keine 

lückenlose und ständige Zu-
trittskontrolle sicherstellt, 

 
14. Wettvermittlungsstellen entge-

gen § 13a Absatz 1 gestaltet, 
 
15. entgegen § 13a Absatz 2 Num-

mer 1 und 2 das Aufstellen, Be-
reithalten oder die Duldung von 
technischen Geräten zur Bar-
geldabhebung, insbesondere 
EC- oder Kreditkartenautoma-
ten sowie Zahlungsdienste 
oder Zahlungsvorgänge nach § 
1 Absatz 1 Satz 2 des Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetzes 
oder im Sinne des § 2 Absatz 1 
Nummer 4, 6 und 10 des Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetzes 
zulässt, 

 
16. entgegen § 13a Absatz 2 Num-

mer 3 Selbstbedienungstermi-
nals, bei denen ein Wettvor-
gang anonym durch direkte 
Zahlung am Terminal abge-
schlossen werden kann, ohne 
dass es einer Kontrolle durch 
die Vermittlerin oder den Ver-
mittler oder deren oder dessen 
Personals bedarf, oder Geld- 

9. entgegen § 13 Absatz 2 Satz 9 
eine Wettvermittlungsstelle ver-
pachtet oder unterverpachtet, 

 
10. entgegen § 13 Absatz 3 Satz 1 

und 2 die Wettvermittlung als 
Nebengeschäft betreibt, 

 
11. entgegen § 13 Absatz 4 Satz 1 

Sportwetten an andere als die 
dort genannten Personen ver-
mittelt oder entgegen § 13 Ab-
satz 4 Satz 2 sonstige öffentli-
che Glücksspiele vermittelt 
oder veranstaltet, 

 
12. entgegen § 13 Absatz 5 Satz 1 

oder 2 verbotene Vermittlungs-
tätigkeiten außerhalb von Wett-
vermittlungsstellen durchführt, 

 
13. entgegen § 13 Absatz 6 keine 

lückenlose und ständige Zu-
trittskontrolle sicherstellt, 

 
14. Wettvermittlungsstellen entge-

gen § 13a Absatz 1 gestaltet, 
 
15. entgegen § 13a Absatz 2 Num-

mer 1 und 2 das Aufstellen, Be-
reithalten oder die Duldung von 
technischen Geräten zur Bar-
geldabhebung, insbesondere 
EC- oder Kreditkartenautoma-
ten sowie Zahlungsdienste 
oder Zahlungsvorgänge nach § 
1 Absatz 1 Satz 2 des Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetzes 
oder im Sinne des § 2 Absatz 1 
Nummer 4, 6 und 10 des Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetzes 
zulässt, 

 
16. entgegen § 13a Absatz 2 Num-

mer 3 Selbstbedienungstermi-
nals, bei denen ein Wettvor-
gang anonym durch direkte 
Zahlung am Terminal abge-
schlossen werden kann, ohne 
dass es einer Kontrolle durch 
die Vermittlerin oder den Ver-
mittler oder deren oder dessen 
Personals bedarf, oder Geld- 
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oder Warenspielgeräten mit 
Gewinnmöglichkeit aufstellt 
oder betreibt, 

 
17. entgegen § 13a Absatz 2 Num-

mer 4 Waren vertreibt oder an-
dere Dienstleistungen erbringt, 
die dem Zweck dienen, einen 
Anreiz zur Abgabe von Wetten 
in der Wettvermittlungsstelle zu 
schaffen, 

 
18. entgegen § 13a Absatz 2 Num-

mer 5 Speisen oder Getränke 
unentgeltlich oder zu nicht han-
delsüblichen Preisen abgibt 
oder sonst eine der dort ge-
nannten Vergünstigung an 
Spielerinnen oder Spieler ge-
währt, 

 
19. entgegen § 13a Absatz 2 Num-

mer 6 alkoholische Getränke 
ausschenkt, verkauft oder de-
ren Konsum duldet, 

 
20. entgegen § 13a Absatz 2 Num-

mer 7 Kredite, Stundungen 
oder vergleichbare Zahlungser-
leichterungen an Spielerinnen 
oder Spieler vergibt, 

 
21. entgegen § 13a Absatz 3 Satz 

1 Spielerinnen oder Spieler 
dazu animiert, Wetten abzu-
schließen oder bestehende 
spielerbezogene Konten nicht 
zu kündigen,  

 
22. entgegen § 13a Absatz 4 nicht 

oder nicht in ausreichender 
Stückzahl Informationsmateria-
lien auslegt, 

 
23. entgegen den Vorgaben dieses 

Gesetzes oder den aufgrund 
dieses Gesetzes ergangenen 
Rechtsverordnungen Personen 
beschäftigt, die nicht die zur Tä-
tigkeit in einer Wettvermitt-
lungsstelle erforderliche Zuver-
lässigkeit besitzen oder die 

oder Warenspielgeräten mit 
Gewinnmöglichkeit aufstellt 
oder betreibt, 

 
17. entgegen § 13a Absatz 2 Num-

mer 4 Waren vertreibt oder an-
dere Dienstleistungen erbringt, 
die dem Zweck dienen, einen 
Anreiz zur Abgabe von Wetten 
in der Wettvermittlungsstelle zu 
schaffen, 

 
18. entgegen § 13a Absatz 2 Num-

mer 5 Speisen oder Getränke 
unentgeltlich oder zu nicht han-
delsüblichen Preisen abgibt 
oder sonst eine der dort ge-
nannten Vergünstigung an 
Spielerinnen oder Spieler ge-
währt, 

 
19. entgegen § 13a Absatz 2 Num-

mer 6 cannabishaltige Sub-
stanzen ausgibt oder alkoholi-
sche Getränke ausschenkt, 
verkauft oder deren Konsum 
duldet, 

 
20. entgegen § 13a Absatz 2 Num-

mer 7 Kredite, Stundungen 
oder vergleichbare Zahlungser-
leichterungen an Spielerinnen 
oder Spieler vergibt, 

 
21. entgegen § 13a Absatz 3 Satz 

1 Spielerinnen oder Spieler 
dazu animiert, Wetten abzu-
schließen oder bestehende 
spielerbezogene Konten nicht 
zu kündigen,  

 
22. entgegen § 13a Absatz 4 nicht 

oder nicht in ausreichender 
Stückzahl Informationsmateria-
lien auslegt, 

 
23. entgegen den Vorgaben dieses 

Gesetzes oder den aufgrund 
dieses Gesetzes ergangenen 
Rechtsverordnungen Personen 
beschäftigt, die nicht die zur Tä-
tigkeit in einer Wettvermitt-
lungsstelle erforderliche 
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nicht die vorgeschriebenen 
Schulungen erhalten haben, 

 
24. entgegen § 14 Absatz 1 eine 

Kleine Lotterie veranstaltet 
oder eine gemäß § 15 Absatz 2 
untersagte Veranstaltung 
durchführt, 

 
25. entgegen § 14 Absatz 3 die 

Veranstaltung einer Kleinen 
Lotterie den zuständigen Be-
hörden nicht oder nicht recht-
zeitig schriftlich anzeigt oder 
gegen erteilte Auflagen nach § 
15 Absatz 1 verstößt, 

 
26. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 1 

eine Spielhalle ohne die erfor-
derliche Erlaubnis errichtet 
oder betreibt, 

 
27. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 3 

Nummer 7, auch in Verbindung 
mit Absatz 9, nicht sicherstellt, 
dass während der gesamten 
Öffnungszeiten der Spielhalle 
eine Aufsichtsperson anwe-
send ist, 

 
28. Unternehmen oder Räume ent-

gegen § 16 Absatz 10 Satz 1 
oder 2 nicht mit dem Wort 
„Spielhalle“ bezeichnet, 

 
29. entgegen § 16 Absatz 10 Satz 

3 keine lückenlose und stän-
dige Zutrittskontrolle sicher-
stellt, 

 
30. die Vorgaben von § 16 Absatz 

10 Satz 4 bis 6 zur Einsehbar-
keit, Werbung und äußeren Ge-
staltung von Spielhallen nicht 
beachtet, 

31. entgegen § 16 Absatz 11 Num-
mer 1 bis 3 den Abschluss von 
Lotterien oder Wetten, das Auf-
stellen von Wettterminals, das 
Aufstellen, Bereithalten oder 
die Duldung von technischen 
Geräten zur Bargeldabhebung, 
insbesondere EC- oder 

Zuverlässigkeit besitzen oder 
die nicht die vorgeschriebenen 
Schulungen erhalten haben, 

 
24. entgegen § 14 Absatz 1 eine 

Kleine Lotterie veranstaltet 
oder eine gemäß § 15 Absatz 2 
untersagte Veranstaltung 
durchführt, 

 
25. entgegen § 14 Absatz 3 die 

Veranstaltung einer Kleinen 
Lotterie den zuständigen Be-
hörden nicht oder nicht recht-
zeitig schriftlich anzeigt oder 
gegen erteilte Auflagen nach 
§ 15 Absatz 1 verstößt, 

 
26. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 1 

eine Spielhalle ohne die erfor-
derliche Erlaubnis errichtet 
oder betreibt, 

 
27. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 3 

Nummer 7, auch in Verbindung 
mit Absatz 9, nicht sicherstellt, 
dass während der gesamten 
Öffnungszeiten der Spielhalle 
eine Aufsichtsperson anwe-
send ist, 

 
28. Unternehmen oder Räume ent-

gegen § 16 Absatz 10 Satz 1 
oder 2 nicht mit dem Wort 
„Spielhalle“ bezeichnet, 

 
29. entgegen § 16 Absatz 10 Satz 

3 keine lückenlose und stän-
dige Zutrittskontrolle sicher-
stellt, 

 
30. die Vorgaben von § 16 Absatz 

10 Satz 4 bis 6 zur Einsehbar-
keit, Werbung und äußeren Ge-
staltung von Spielhallen nicht 
beachtet, 

31. entgegen § 16 Absatz 11 Num-
mer 1 bis 3 den Abschluss von 
Lotterien oder Wetten, das Auf-
stellen von Wettterminals, das 
Aufstellen, Bereithalten oder 
die Duldung von technischen 
Geräten zur Bargeldabhebung, 
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Kreditkartenautomaten sowie 
Zahlungsdienste oder Zah-
lungsvorgänge nach § 1 Absatz 
1 Satz 2 des Zahlungsdienste-
aufsichtsgesetzes oder im 
Sinne von § 2 Absatz 1 Num-
mer 4, 6 und 10 des Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetzes zu-
lässt, 

 
32. entgegen § 16 Absatz 11 Num-

mer 4 Vergünstigungen, die ei-
nen Anreiz zum Spielen bieten 
sollen, oder Speisen oder Ge-
tränke unentgeltlich oder zu 
nicht handelsüblichen Preisen 
abgibt, 

 
 
 

 
33. entgegen § 16 Absatz 11 Num-

mer 5 alkoholische Getränke 
ausschenkt, verkauft oder de-
ren Konsum duldet, 

 
34. die Sperr- oder Spielverbots-

zeiten des § 17 nicht einhält 
oder 

 
35. Auflagen oder Nebenbestim-

mungen einer Erlaubnis nach 
den §§ 4, 5, 13, 13b oder 16 zu-
widerhandelt.“ 

 

insbesondere EC- oder Kredit-
kartenautomaten sowie Zah-
lungsdienste oder Zahlungs-
vorgänge nach § 1 Absatz 1 
Satz 2 des Zahlungsdienste-
aufsichtsgesetzes oder im 
Sinne von § 2 Absatz 1 Num-
mer 4, 6 und 10 des Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetzes zu-
lässt, 

 
32. entgegen § 16 Absatz 11 Num-

mer 4 Vergünstigungen, die ei-
nen Anreiz zum Spielen bieten 
sollen, oder Speisen oder Ge-
tränke unentgeltlich oder zu 
nicht handelsüblichen Preisen 
abgibt, 

 
33. entgegen § 16 Absatz 11 Num-

mer 5 cannabishaltige Sub-
stanzen ausgibt oder alkoholi-
sche Getränke ausschenkt, 
verkauft oder deren Konsum 
duldet, 

 
34. die Sperr- oder Spielverbots-

zeiten des § 17 nicht einhält 
oder 

 
35. Auflagen oder Nebenbestim-

mungen einer Erlaubnis nach 
den §§ 4, 5, 13, 13b oder 16 zu-
widerhandelt.“ 

 
b) In Absatz 3 werden in dem Satzteil 

nach Nummer 2 die Wörter „Artikel 
9a des Gesetzes vom 30. März 
2021 (BGBl. I S. 448)“ durch die 
Wörter „Artikel 5 des Gesetzes vom 
14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
73)“ ersetzt. 

 

 b) In Absatz 3 werden in dem Satzteil 
nach Nummer 2 die Wörter „Artikel 
9a des Gesetzes vom 30. März 
2021 (BGBl. I S. 448)“ durch die 
Wörter „Artikel 5 des Gesetzes vom 
14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
73)“ ersetzt. 

 
c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 
„(4) Zuständige Verwaltungsbe-
hörde im Sinne des § 36 Absatz 1 
Nummer 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist in den Fällen 
des Absatzes 1  

 
1. Nummer 1, 2, 3, 5, 6, 7, 9 bis 23 

und 27 bis 35 bei Verstößen der 

 c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„(4) Zuständige Verwaltungsbe-
hörde im Sinne des § 36 Absatz 1 
Nummer 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist in den Fällen 
des Absatzes 1  

 
1. Nummer 1, 2, 3, 5, 6, 7, 9 bis 23 

und 27 bis 35 bei Verstößen der 
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Erlaubnisinhaberinnen und Er-
laubnisinhaber die jeweils zu-
ständige Erlaubnisbehörde, 

 
2. Nummer 4 das für Inneres zu-

ständige Ministerium und 
3. Nummer 2 und 12, sofern keine 

Erlaubnis vorliegt, sowie in al-
len übrigen Fällen die örtliche 
Ordnungsbehörde, auch wenn 
ein Erlaubnisantrag bei der zu-
ständigen Behörde gestellt, 
aber noch nicht beschieden 
wurde.“ 

 

Erlaubnisinhaberinnen und Er-
laubnisinhaber die jeweils zu-
ständige Erlaubnisbehörde, 

 
2. Nummer 4 das für Inneres zu-

ständige Ministerium und 
3. Nummer 2 und 12, sofern keine 

Erlaubnis vorliegt, sowie in al-
len übrigen Fällen die örtliche 
Ordnungsbehörde, auch wenn 
ein Erlaubnisantrag bei der zu-
ständigen Behörde gestellt, 
aber noch nicht beschieden 
wurde.“ 

 
Artikel 2 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf, Drucksache 18/12349 (Neudruck), wurde durch das Plenum am 29. Ja-
nuar 2025 nach der 1. Lesung zur federführenden Beratung an den Innenausschuss sowie an 
den Hauptausschuss zur Mitberatung überwiesen.  
 
Der Gesetzentwurf beabsichtige, die sich im Rahmen der Anwendung der Ausführungsbestim-
mungen vereinzelt aufgezeigten Herausforderungen in der Umsetzung des Ausführungsge-
setzes NRW Glücksspielstaatsvertrag (AG GlüStV NRW) zu beheben.  
Hierzu soll die Präzisierung von unerlaubten und erlaubten Tätigkeiten vorgenommen werden, 
Erkenntnisse aus dem Erlaubnisverfahren für Spielhallen und Wettvermittlungsstellen einge-
bracht, die bestehenden Regelungen zum Bestandsschutz konkretisiert sowie die Erlaubnis-
praxis und der Vollzug einheitlicher, flexibler und mit klaren Leitlinien gestaltet werden  
 
 
B Beratung 
 
Der Innenausschuss hat den Gesetzentwurf in seinen Sitzungen am 13. Februar 2025 sowie 
am 11. Juni 2026 beraten. Der Innenausschuss hat eine schriftliche Anhörung zu diesem Ge-
setzentwurf durchgeführt.  
 
 
Es wurden folgende Stellungnahmen eingereicht: 
 

Urheber/in Stellungnahme 

Michael Thelen 
Velbert 
 

18/2482 

Ruhr-Universität Bochum 
Juristische Fakultät 
Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Verfassungstheorie und interdiszip-
linäre Rechtsforschung 
Bochum 

18/2458 

Rechtsanwalt Georg Stecker  
Sprecher des Vorstandes 
Die Deutsche Automatenwirtschaft (DAW) 
Berlin 
 18/2449 
Nico Ernstberger  
Dachverband Die Deutsche Automatenwirtschaft e.V. (DAW) 
Berlin 
 

Deutscher Sportwettenverband e.V. 
Berlin 
 

18/2464 

Verena Küpperbusch  
Leitung  
Landesfachstelle Glückspielsucht der Suchtkooperation NRW  
Bielefeld 
 

18/2442 
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Urheber/in Stellungnahme 

Rechtsanwalt Dr. Carsten Bringmann  
Kanzlei Noerr pp.  
Noerr PartGmbH 
Düsseldorf 
 

18/2487 

Rechtsanwalt Professor Dr. Thomas Dünchheim  
Kanzlei Hogan Lovells  
Hogan Lovells International LLP 
Düsseldorf  
 

18/2485 

 
Eine Auswertung der Anhörung erfolgte in der Sitzung des Innenausschusses am 11. Juni 
2026. In dieser Sitzung erfolgte ebenfalls die abschließende Beratung und Abstimmung. 
 
Die Fraktion der FDP betonte die zeitlichen Abläufe des Gesetzgebungsverfahrens. Die schrift-
liche Anhörung läge bereits über ein Jahr zurück, gleichwohl sei der vorliegende Änderungs-
antrag erst kürzlich veröffentlicht worden. Dieser Änderungsantrag adressiere allerdings gänz-
lich andere Schwerpunkte als die Sachverständigen in der Anhörung. 
Dennoch stimme man einzelnen Punkten zu. So unterstütze man die angedachte Regelung, 
dass Konzessionen bei Erbfällen nicht automatisch erlöschen. Dass cannabishaltige Substan-
zen den alkoholhaltigen Getränken gleichgestellt würden, sei ebenfalls begrüßenswert. 
Den verschärften Bestandschutz mit einem Mindestabstand von 100 Metern, ohne die Berück-
sichtigung des Eingangs bei ausschließlicher Fokussierung auf die nächstgelegene Grund-
stücksgrenze, sehe man allerdings sehr kritisch. Dies schütze Kinder und Jugendliche nicht 
effektiv. 
Insgesamt hätte die Koalition intensiver die Altersgrenze von 21 Jahren betrachten sollen, da 
es einen erhöhten Begründungsbedarf für die gewählte Altersgrenze gebe. Die fehlende Be-
gründung sei defizitär und ließe Zweifel am juristischen Bestand der Vorschrift entstehen. Auch 
an anderen Stellen hätten Sachverständige den gewählten Ermessensspielraum kritisiert, dies 
habe die Koalition ebenfalls nicht ausreichend berücksichtigt. 
 
In ihren Ausführungen erkannte die Fraktion der AfD an, dass die angedachten Regelungen 
zum Bestandschutz, zur Zertifizierung und Schließung von Vollzugslücken erfolgsverspre-
chend seien.  
Das eigentliche Problem im Bereich des Glückspiels sei allerdings nicht das Fehlen von Vor-
schriften sondern läge in der Durchsetzung des geltenden Rechts. In diesem Zusammenhang 
hätten Sachverständige im Rahmen der Anhörung auf Defizite in der Schulung, die mangeln-
den Fachkenntnisse und die unzureichende technische Ausstattung der Ordnungsbehörden 
hingewiesen, die eine Umsetzung der Vorgaben erschwerten. Diese Argumentation habe man 
auch in die eigene parlamentarische Arbeit einfließen lassen. 
Die Zustimmung zum Gesetzentwurf werde daher mit dem Appell verbunden, dass nicht nur 
Gesetzesänderungen vorgenommen werden sollten sondern insbesondere der Bereich des 
Vollzugs stärker fokussiert werden sollte. 
   
Die Fraktion der SPD erklärte, dass aus suchtpräventiver Sicht einige Nachbesserung ange-
raten seien. Insgesamt sei der Entwurf überfrachtet, systemisch unklar und rechtlich inkonsis-
tent. Der illegale Glückspielmarkt werde nur ineffektiv bekämpft, der Vollzug könne unter die-
sen Bedingungen nicht gewährleistet werden 
 
Die Fraktion der CDU entgegnete, es habe einige Änderungen am Gesetzestext im parlamen-
tarischen Verfahren gegeben. Zu den vorgebrachten Kritikpunkten könne man 
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unterschiedlicher Auffassung sein. Der vorliegende Entwurf sei ein Kompromiss und man 
müsse nun zunächst abwarten, wie die Regelungen in der Praxis umgesetzt werden.  
 
Die Fraktion der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hob hervor, dass der Aspekt des Werbeverbots 
explizit im Rahmen der Anhörung vorgebracht worden sei. Dieser werde durch den Ände-
rungsantrag aufgegriffen. 
 
Zur vollständigen Diskussion wird auf das später vorliegende Ausschussprotokoll 18/1250 ver-
wiesen.  
 
Zur abschließenden Beratung und Abstimmung im federführenden Innenausschuss sowie im 
mitberatenden Hauptausschuss lag ein Änderungsantrag der Fraktionen der CDU und der 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vor, der als Drucksache 18/19816 veröffentlicht wurde. 
 
Der Änderungsantrag wurde im mitberatenden Hauptausschuss in seiner gemeinsamen Sit-
zung mit dem Innenausschuss am 11. Juni 2026 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktionen der SPD, FDP und AfD ange-
nommen. 
 
Über den so geänderten Gesetzentwurf, Drucksache 18/12349 Neudruck, wurde anschlie-
ßend im mitberatenden Hauptausschuss abgestimmt. 
Bei der Abstimmung wurde dieser mit den Stimmen der Fraktionen der CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und AfD gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD und FDP angenommen. 
 
Der Änderungsantrag wurde im federführenden Innenausschuss in seiner gemeinsamen Sit-
zung mit dem Hauptausschuss am 11. Juni 2026 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktionen der SPD, FDP und AfD ange-
nommen. 
 
Über den so geänderten Gesetzentwurf, Drucksache 18/12349 Neudruck, wurde anschlie-
ßend im federführenden Innenausschuss abgestimmt. 
Bei der Abstimmung wurde dieser mit den Stimmen der Fraktionen der CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und AfD gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD und FDP angenommen. 
 
C Ergebnis 
 
Der federführende Innenausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf, Drucksache 18/12349 
(Neudruck), in der Fassung seiner Beschlüsse anzunehmen. 
 
 
 
Angela Erwin 
Vorsitz 
 


